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Kriterien für Tätigkeit in „freier Praxis“ festgelegt
Bei „falschem“ Gemeinschaftspraxisvertrag drohen Honorarrückforderungen – Urteil des Bundesozialgerichts
– Das Bundessozialgericht 
ha
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chaftspraxis fest.

zur gemeinschaftlichen Aus-
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Liquiditäts- und Ver

ELDORF – Zufriedene Pa-
en sind der Garant für den 
serfolg! Wirklich? Ist die Pra-
rfolgreich, nur weil die Pa-
en zufrieden sind und wie-

mmen? Wie lässt sich Pra-
folg messen?

e Maßgröße für den Praxiserfolg 
t in vielen Praxen das Termin-
 Sind die Termine langfristig ver-
, wird dies als Erfolg gesehen. Es 

raxen, die meinen, erfolgreich zu 
ur weil das Wartezimmer immer 

t. Das sind sicherlich die schlech-
 Methoden der Erfolgsmessung. 
tienten werden schnell wegblei-
enn sie in anderen Praxen weni-

artezeit in Kauf nehmen müssen.
n Zahnarzt kann seine Patienten 
so qualifiziert behandeln – wenn 
rzielte Einkommen nicht aus-
, um die Praxiskosten zu decken, 
e Insolvenz langfristig vorpro-

iert. Betriebswirtschaftslehre 
er auch für Zahnarztpraxen im-

ichtiger geworden.
gelmäßig sollte der Finanzstatus 
axis oder auch der Praxisinhaber 
lt und analysiert werden. Sie ge-
en sich aus der Praxisbuchhal-
und weiteren privaten Unterla-
bung der vertragsärztlichen Tätigkei-

tand und der eintretende „Partner“ in 

Wirklichkeit nur ein Angestellter gewe

Vorgaben des Vertragsarztrechtes eine

Wo die Praxis finanzi
mögensstatus in Praxisanalyse überprüfen – Ver

gen der einzelnen Praxisinhaber. Ar-
beitet die Praxis mit einer Finanzbuch-
haltungssoftware wie etwa FIBU-doc, 
so können laufend alle wesentlichen 
Daten abgefragt werden.

Zum einen ist der sogenannte Li-
quiditätsstatus zu ermitteln. Dabei wer-
den – vereinfacht dargestellt – die Pra-
xiseinnahmen mit den Praxisausga-
ben für einen bestimmten Zeitraum 
saldiert. So wird sichtbar, ob die Kos-
ten des nächsten Planungszeit-
raums, etwa des nächsten Monats 
oder Quartals, durch die Einnah-
men in dem entsprechenden Zeit-
raum gedeckt sind. Ermittelt wird 
die freie Liquidität wie folgt:

Praxiseinnahmen
– Praxisausgaben
+ Abschreibungen
+ Anlagenverkauf
– Anlagenkauf
+ Kreditaufnahme
– Kredittilgung
– erwartete Steuerzahlung
= freie Liquidität
Die freie Liquidität steht zur De-

ckung der laufenden Lebenshaltungs-
kosten zur Verfügung. Zu beachten ist, 
dass zu den Lebenshaltungskosten 
auch laufende Zahlungen für die Kran-
kenversicherung, Altersversorgung, 

Praxisausfallversicherung sowie wei-
tere private Versicherungen, Mieten
Kreditzinsen und -tilgungen zählen.

Dann noch verbleibendes Geld
kann zum Beispiel zur Bildung weiterer
Rücklagen für den laufenden Praxis-
betrieb, Praxisinvestitionen oder die Al-
tersversorgung verwendet werden.

Liquiditätslücken können durch
die Auflösung von Rücklagen, die in
Vorperioden gebildet wurden, oder
durch die Aufnahme kurzfristiger Kre-
dite geschlossen werden. 

Steht die Praxis finanziell auf sicheren Bein

Aufschluss darüber gibt eine Analyse von Liqu

täts- und Vermögensstatus.
- Tätigkeit in freier Praxis vorliegt, Anord- genügend andere Indizien das Merk-
.
retenden 
er Praxis 
 nicht er-
igung so-
winn als 
t in einem Urteil die Rück-
g vertragszahnärztlichen 
s in erheblichem Umfang 
 Dabei legten die Richter 
rien für die Tätigkeit eines 
zahn)arztes in einer Ge-

ten durch vorsätzlich falsche Angaben 
über die gesellschaftsrechtlichen Betei-
ligungen erlangt.

Letztinstanzlich mit der Angelegen-
heit befasst, stellte das BSG klar, dass die 
Befugnis zur sachlich-rechnerischen 

sen sei und seine vertragsärztliche Leis-
tung nicht, wie von Zulassungsverord-
nung verlangt, in „freier Praxis“ aus-
geübt habe. Dieser eintretende Arzt ha-
be nach den Vereinbarungen der Part-
ner das wirtschaftliche Risiko der Praxis 

nungen trifft, die die Gestaltung von Be-
rufsausübungsgemeinschaftsverträgen 
erheblich einzuschränken scheinen. 

Für das BSG ist für die Tätigkeit „in 
freier Praxis“ mehr erforderlich als die 
Stellung eines Gesellschafters nach den 

mal der freien Praxis ausfüllen
Eine Beteiligung des Eint

am Gesellschaftsvermögen d
ist nach Auffassung des BSG
forderlich, wenn eine Beteil
wohl am wirtschaftlichen Ge
§§ 705 ff. BGB (Gesellschaft bürgerli- auch an einem etwaigen Verlust gege-
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iesem Beschluss (Az. B 6 KA 
7/09 R, 23.06.2010) lag ein 

chverhalt zugrunde, der als 
chubladenvertrag“ bezeichnet 
ird. Beim Zusammenschluss der 
teiligten Ärzte wurden zwei unter-
hiedliche Verträge gefertigt: einer 
r die beiden Vertragsparteien, einer 
r den Zulassungsausschuss. 

Die Regelungen zwischen den 
rteien sahen vor, dass der in die 

emeinschaftspraxis Eintretende 
rmal den Gesellschaftsanteil eines 
sscheidenden Partners über-
hm, ohne hieraus Gesellschafter-

chte herleiten zu können. Die Ver-
tung erfolgte im Wege eines Fest-
halts. Die Abrechnung von Privat- 
d Kassenpatienten oblag allein dem 

raxisinhaber“. Der Eintretende war 
 Innenverhältnis von allen Honorar-
rzungs- und Regressforderungen 

eigestellt.
Die Kassenärztliche Vereinigung 

V) hob die Honorarbescheide im Zu-
 der sachlich-rechnerischen Richtig-

ellung für die Quartale IV/1996 bis 
2001 auf und forderte die in diesen 
uartalen zu Unrecht gezahlten Hono-
re von insgesamt 880 578,27 Euro zu-
ck. Beide Ärzte hätten die Genehmi-

Richtigstellung der Honorarforderung 
auch Fallgestaltungen betrifft, in denen 
der Vertrags(zahn)arzt gegen Vorschrif-
ten über die formalen oder inhaltlichen 
Voraussetzungen der Leistungserbrin-
gung verstößt. Hierzu zählt auch der 
Missbrauch vertrags(zahn)ärztlicher 
Kooperationsformen.

Das BSG sieht die Rückforderung 
als gerechtfertigt an, da die Gemein-
schaftspraxis lediglich pro forma be-

nicht mitgetragen und sei in keiner 
Weise am Wert der Praxis – die er mit 
seiner Tätigkeit mit geschaffen habe – 
beteiligt worden. 

Dass das BSG bei der vorliegenden 
Fallgestaltung, die eine vorsätzliche 
Täuschung der KV durch die Beteiligten 
beinhaltet, zu diesem Ergebnis kommt, 
ist nicht verwunderlich. Problematisch 
ist die Entscheidung aber, da das BSG in 
seinen Ausführungen, wann nach den 

chen Rechts). Hieraus folgt für das 
Gericht, dass der Vertrags(zahn)arzt 
nicht nur ein Festgehalt erhalten 
darf. Vielmehr muss ihm maßgeb-
lich der Erfolg seiner vertragsärzt-
lichen Tätigkeit zugute kommen, 
ebenso wie ein eventueller Verlust 
zu seinen Lasten gehen muss. Und 
dies von Beginn der vertragsärzt-
lichen Versorgung an – ohne eine 
„Probezeit“.

Finanzielle „Probezeit“ nicht  
mehr ohne Weiteres möglich

Bisher war es durchaus üblich und 
auch im Interesse aller Beteiligten, 
dass der Eintretende in einer Probe-
zeit noch nicht das volle wirtschaft-
liche Risiko der Praxis mitgetragen 

hat, er also im Innenverhältnis von Ver-
lusten freigestellt war. Dies ist nun 
nicht mehr ohne Weiteres möglich.

Ebenso üblich sind Konstruktio-
nen, die dem Eintretenden feste pau-
schalierte Gewinnquoten zuweisen – 
etwa eine Zuweisung von 35 Prozent 
des selbst erwirtschafteten ver-
trags(zahn)ärztlichen Honorars. Ob 
solche Festgewinnanteile für die An-
nahme einer „Tätigkeit in freier Praxis“ 
ausreichen können, lässt das BSG aus-
drücklich offen. Bei solchen Gestaltun-

ben ist. 
Das BSG räumt der vertraglichen

Ausgestaltung im Einzelfall jedoch Ge
staltungsmöglichkeiten ein, die die
Rechte des Ausscheidenden einschrän
ken können. Neben diesen wirtschaft
lichen Aspekten verlangt das BSG eine
ausreichende Dispositionsfreiheit in
beruflicher und persönlicher Hinsicht
also die Befugnis, den medizinischen
Auftrag nach eigenem Ermessen zu ge
stalten sowie räumlich bezüglich de
Sachmittel und des Personals an de
Disposition mitzuwirken.

Fazit: Neben den vom BSG klar ein
geforderten Kriterien, die auf jeden Fal
vorhanden sein müssen, ist durch eine
Gesamtbetrachtung des Berufsaus
übungsgemeinschaftsvertrags zu be
stimmen, ob das Merkmal der Tätigkei
„in freier Praxis“ erfüllt ist. Ist diese
Merkmal in der Person eines Gesell
schafters nicht erfüllt, droht die Rück
forderung gezahlter Honorare durch
die KV/KZV. Es empfiehlt sich also, be
stehende Verträge kritisch zu prüfen
und gegebenenfalls anzupassen.

Bei neuen Verträgen sollten die Kri
terien des BSG zum Merkmal der Tätig
keit „in freier Praxis“ sorgfältig beachte
werden. (Frank Heckenbücker, Fach
anwalt für Medizinrecht, Kanzlei Dr

Zwei Zahnärzte arbeiten in einer Gemeinschaftspraxis. Das Bundessozialgericht hat mit 

 einem Urteil die Gestaltung von Berufsausübungsgemeinschaftsverträgen eingeschränkt.
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Gleichzeitig ist es wichtig, sowohl 
die Einnahmen- als auch Ausgabenseite 
der Praxis zu durchleuchten. Das Leis-
tungsangebot muss genauso auf den 
Prüfstand wie das Recall-System der 
Praxis und die Kalkulation der GOZ-/
GOÄ-Honorare. Hilfestellung bietet die 
Checkliste „Verdienen Sie, was Sie ver-

dienen?“, die bei der ZA angefordert 
werden kann. Die verschiedenen 
Kostenpositionen sind zu hinterfra-
gen, Einsparpotenziale zu ermitteln 
und zeitnah umzusetzen. 

Der Vermögensstatus ist die 
zweite wichtige Komponente des Fi-
nanzstatus. Für ihn werden auf der 
einen Seite die Verbindlichkeiten, 
also laufende Kredite, und auf der 
anderen Seite alle Vermögenswerte 
wie Lebensversicherungen, Alters-
rücklagen, aber auch Immobilien 
und weitere Vermögensgegenstän-

de gegenübergestellt. Nur wenn die Ver-
mögenswerte die Verbindlichkeiten im-
mer übersteigen, wird eine Überschul-
dung vermieden. 

Zu bedenken ist, dass die Ver-
mögensgegenstände unterschiedlich li-
quide sind, das heißt, von dem Inhaber 
unterschiedlich schnell zu Geld gemacht 
werden können. Die laufenden Zins- 
und Tilgungsleistungen, die Zahlungen 
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n sollten ebenso wie 
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rhaltskosten aus der 
ragen werden kön-
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 hinterfragen.

mierung sowohl des 
h des Vermögenssta-
sich einzelne Über-
 die Praxisorganisa -
 eine neue Leistung 
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entuell sind auch 

 im Vorfeld notwen-
 der beiden Status ist 
ützung durch Dritte 
axisgeschehen neu-
 Optimierungsvor-

 können.  
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